
SATZUNG
des Vereins Kammermusik heute e.V.

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen "Kammermusik heute". Er soll in

das Vereinsregister eingetragen werden; nach der Eintragung

lautet der Name "Kammermusik heute e.V.".

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg.

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-

zige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwe-

cke" der jeweils gültigen Abgabenordnung.

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur auf

dem Gebiet der zeitgenössischen Kammermusik. Der Satzungs-

zweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirk-

licht:

- Vergabe von Kompositionsaufträgen,
- Durchführung von Veranstaltungen, bei denen zeitgenössische

Kammermusik aufgeführt wird,

- finanzielle Unterstützung bestehender Kammermusikensembles,
die zeitgenössische Kammermusik aufführen.

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster

Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke

verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen

aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Aus-

gaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-

verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall

seines steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vereinsvermögen an

den gemeinnützigen, eingetragenen Verein "Hamburgische Verei-

nigung von Freunden der Kammermusik", der es unmittelbar und

ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, nämlich zur Förde-

rung von Kunst und Kultur auf dem Gebiet der zeitgenössischen

Kammermusik, zu verwenden hat.

(6) Jeder Beschluss über die Änderung der Satzung ist vor dessen

Anmeldung beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt vor-

zulegen.
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§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Vereinsmitglieder können volljährige natürliche Personen, aber

auch juristische Personen werden.

(2) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Eh-

renmitglieder auf Lebenszeit ernennen.

(3) Der Vorstand entscheidet über einen schriftlich zu stellenden

Aufnahmeantrag. Im Falle einer Ablehnung werden die Gründe

hierfür dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod des Mitglieds, durch frei-

willigen Austritt, Ausschluss aus dem Verein oder Verlust der

Rechtsfähigkeit der juristischen Person.

(2) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung

gegenüber dem Vorstand. Der Austritt kann nur zum Ende eines

Kalenderjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von

drei Monaten einzuhalten ist.

(3) Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen

des Vereins verletzt, kann es durch Beschluss des Vorstands

aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfas-

sung muss der Vorstand dem Mitglied unter Setzung einer ange-

messenen Frist Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen

Stellungnahme geben. Eine schriftliche Stellungnahme ist in

der Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss des Vorstands

über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mit-

glied mittels eingeschriebenem Brief bekanntzumachen. Gegen

den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes kann das Mitglied

Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung

ist innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschlusses

schriftlich beim Vorstand einzulegen. Der Vorstand hat inner-

halb von zwei Monaten nach rechtzeitiger Einlegung der Beru-

fung eine Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Be-

rufung einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der Ausschlie-

ßungsbeschluss als nicht erlassen. Macht das Mitglied von

seinem Recht der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss

keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so un-

terwirft es sich dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge,

dass die Mitgliedschaft als beendet gilt.
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§ 5 Mitgliedsbeiträge

(1) Mitgliedsbeiträge können von der Mitgliederversammlung fest-

gesetzt werden.

(2) Ehrenmitglieder sind beitragsfrei.

(3) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge ganz oder

teilweise erlassen oder stunden.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversamm-

lung.

§ 7 Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus vier Personen, nämlich

dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden, dem Schatzmeister

und dem Schriftführer.

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch jedes

Vorstandsmitglied einzeln vertreten. Die Vertretungsmacht des

Vorstands ist in der Weise beschränkt, dass Rechtsgeschäfte

mit einem Geschäftswert über EUR 2.000,00 für den Verein nur

verbindlich sind, wenn die Zustimmung sämtlicher Vorstands-

mitglieder hierzu schriftlich erteilt ist.

(3) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist

unzulässig.

(4) Alle Vorstandsmitglieder üben ihr Amt ehrenamtlich aus.

§ 8 Zuständigkeit des Vorstands

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig,

soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins

übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen sowie Aufstellung

der Tagesordnungen;

2. Einberufung der Mitgliederversammlungen;

3. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung;

4. Vorbereitung des Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr,

Buchführung, Erstellung des Jahresberichts;

5. Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von

Mitgliedern.
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§ 9 Wahl und Amtsdauer des Vorstands

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer

von zwei Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er

bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes

Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitglie-

dern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit

der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das

Amt eines Vorstandsmitglieds.

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode

aus, so wählt der Vorstand für die restliche Amtsdauer des

Ausgeschiedenen einen Nachfolger.

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom 1. Vorsitzen-

den, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, schrift-

lich, telefonisch oder per Telefax einberufen werden; die Ta-

gesordnung braucht nicht mitgeteilt zu werden. Eine Einberu-

fungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden.

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner

Mitglieder, darunter der 1. oder der 2. Vorsitzende, anwesend

sind. Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei

dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Bei der Beschlussfas-

sung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-

men. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters

der Vorstandssitzung.

(3) Über jede Sitzung des Vorstands ist ein Protokoll aufzuneh-

men, das vom Sitzungsleiter zu unterschreiben ist. Dieses

Protokoll soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen

der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungs-

ergebnis enthalten.

(4) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst

werden, wenn alle Vorstandsmitglieder der zu beschließenden

Regelung zustimmen.

§ 11 Mitgliederversammlung

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch ein

Ehrenmitglied - eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts

kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden.

Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung ge-

sondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als

drei fremde Stimmen vertreten.
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(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten

zuständig:

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans

für das nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresbe-

richts des Vorstands; Entlastung des Vorstands;

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbei-

trags;

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands;

d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die

Auflösung des Vereins;

e) Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschlie-

ßungsbeschluss des Vorstands;

f) Ernennung von Ehrenmitgliedern.

(3) In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vor-

stands fallen, kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an

den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in

Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der

Mitgliederversammlung einholen.

§ 12 Einberufung der Mitgliederversammlung

Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederver-

sammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer

Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung

einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einla-

dungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem

Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem

Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Ta-

gesordnung setzt der Vorstand fest.

§ 13 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei des-

sen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vor-

standsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend,

bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen

kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und

der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen

werden.
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(2) Der Protokollführer, der auch ein Nichtmitglied sein kann,

wird vom Versammlungsleiter bestimmt.

(3) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die

Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein

Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten

Mitglieder dies beantragt.

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versamm-

lungsleiter kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Pres-

se, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die Mitglie-

derversammlung.

(5) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im allgemeinen mit

einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimm-

enthaltungen gelten als ungültige Stimmen und bleiben daher

außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen,

zur Auflösung des Vereins eine solche von vier Fünfteln er-

forderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit

Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden. Die schrift-

liche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht er-

schienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats gegen-

über dem Vorstand erklärt werden.

(6) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebe-

nen gültigen Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die

Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet

zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen er-

halten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjeni-

ge, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stim-

menzahl entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende

Los.

(7) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Proto-

koll aufzunehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und

dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende

Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die

Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die

Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die ein-

zelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei

Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden.
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§ 14 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mit-

gliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass wei-

tere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt

werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederver-

sammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge

auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in einer Mitgliederver-

sammlung gestellt werden, beschließt die Versammlung. Zur Annahme

des Antrags ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen

gültigen Stimmen erforderlich.

§ 15 Außerordentliche Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederver-

sammlung einberufen. Eine solche muss vom Vorstand einberufen wer-

den, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die

Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder schriftlich unter

Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für

die außerordentlichen Mitgliederversammlungen gelten die §§ 11,

12, 13 und 14 entsprechend.

§ 16 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederver-

sammlung mit der in § 13 Abs. 5 festgelegten Stimmenmehrheit

beschlossen werden.

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt,

sind der 1. und der 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsbe-

rechtigte Liquidatoren.

(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen ist

zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden (§ 2 Abs. 5).

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen

erst nach Einwilligung des zuständigen Finanzamtes ausgeführt

werden (§ 2 Abs. 6).

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der

Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine

Rechtsfähigkeit verliert.

Hamburg, 14. Mai 2012


